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Liebe Kunden, 

hoffentlich hat es Sie verschont, das neuerliche 
Jahrhunderthochwasser, das uns im Juni wochen-
lang mit inzwischen recht vertrauten Bildern und 
Nachrichten in Atem hielt. 

Falls nicht, wünschen wir Ihnen die nötige Ener-
gie, viele helfende Hände und nicht zuletzt auch 
die nötige finanzielle Unterstützung für die Besei-
tigung der Schäden. Immerhin hat auch die Poli-
tik mittlerweile verschiedene steuerliche Erleich-
terungen für Flutopfer beschlossen, und auch die 
KfW hat ein 10-Punkte-Programm mit Darlehen 
zu günstigen Konditionen auf den Weg gebracht. 
Wo Sie weitere Informationen finden, haben wir 
unter „Hilfen für Hochwassergeschädigte“ zu-
sammengefasst. 

Daneben haben die Finanzgerichte wieder in eini-
gen Verfahren entschieden – dabei auch, aber 
nicht nur zu „Evergreens“ wie Dienstfahrten oder 
doppelter Haushaltsführung – die wir unter  
„Aktuelles aus der Finanzverwaltung“ gesammelt 
haben. 

Herzlichst, Ihre 

 

 

Dr. Klaus-Peter Hillebrand Uwe Penzel 
DOMUS AG WTS Wohnungswirtschaftliche  
Vorstandsvorsitzender Treuhand in Sachsen GmbH 
 Geschäftsführer 
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AKTUELLES AUS DER RECHTSSPRECHUNG 

1 VERDECKTE GEWINNAUSSCHÜTTUNG UNTER-
LIEGT NICHT DER SCHENKUNGSTEUER 

 BFH-Urteil vom 30. Januar 2013, II R 6/12, DStR 
2013, S. 649, BFH/NV 2013, S. 846 

 FM NRW, Erlass vom 14. März 2012, S 3806 16 V A 6, 
UVR 2012, S. 138, DStZ 2012, S. 426 

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass verdeckte 
Gewinnausschüttungen ausschließlich ertragsteuerli-
che Folgen haben und nicht gleichzeitig Schenkungs-
steuer auslösen können. 

Hinweis: Die Finanzverwaltung hatte im Jahr 2012 
noch eine andere Auffassung vertreten. 

2 ABZUZINSENDE BÜRGSCHAFTSVERPFLICH-
TUNG ALS NACHTRÄGLICHE ANSCHAFFUNGS-
KOSTEN EINER BETEILIGUNG 

 BFH-Urteil vom 20. November 2012, IX R 34/12, DStR 
2013, S. 640 

Wird ein wesentlich beteiligter Gesellschafter aus einer 
eigenkapitalersetzenden Bürgschaft in Anspruch ge-
nommen, entstehen nachträgliche Anschaffungskosten 
für diese Beteiligung. Bei Tilgung dieser Schuld in Ra-
ten ergeben sich nur aus dem Tilgungsanteil nachträg-
liche Anschaffungskosten.  

Wird eine solche Teilzahlungsvereinbarung zu ei-
nem späteren Zeitpunkt getroffen, bewirkt dies eine 
Reduzierung der nachträglichen Anschaffungskosten in 
Höhe der Differenz zwischen Nennwert und dem abge-
zinsten Betrag der Verbindlichkeit. Die Teilzahlungs-
vereinbarung und ggf. auch spätere Änderungen füh-
ren zu einer steuerlichen Rückwirkung auf den Zeit-
punkt des Entstehens des Auflösungsverlustes. 

3 ANERKENNUNG DER AUFWENDUNGEN FÜR 
HÄUSLICHES ARBEITSZIMMER BEI EINEM 
HEIMARBEITSPLATZ 

 FG Baden-Württemberg, Urteil vom 21. Januar 2013, 
9 K 2096/12, LEXinform 5014779 

 OFD Münster, Kurzinfo 6/2013 vom 21. März 2013 

Die Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer 
einschließlich seiner Ausstattung sind grundsätzlich 
nicht als Betriebsausgaben oder Werbungskosten ab-
zugsfähig. Abweichend von dieser Grundregel ist die 
Situation zu beurteilen, wenn kein anderer Arbeits-
platz zur Verfügung steht oder das Arbeitszimmer den 
Mittelpunkt der gesamten betrieblichen oder berufli-
chen Tätigkeit bildet. In derartigen Sonderfällen 
können die Aufwendungen entweder in vollem Umfang 
oder beschränkt auf bis zu 1.250 € abgezogen wer-
den.  

 

Für die Beurteilung sind die folgenden Gesichtspunkte 
entscheidend: 

Der unbeschränkte Abzug aller für ein Arbeitszim-
mer und notwendige Nebenräume sowie die Ausstat-
tung entstehenden Aufwendungen ist auf die Fälle be-
schränkt, in denen das Arbeitszimmer den Mittelpunkt 
der gesamten beruflichen Tätigkeit bildet. Es müssen 
dort die Arbeiten vorgenommen werden, die für den 
Beruf wesentlich und prägend sind. Entscheidend ist 
nicht der zeitliche Umfang der Nutzung des Arbeits-
zimmers, sondern der qualitative Schwerpunkt. Findet 
allerdings die das Berufsbild prägende Tätigkeit au-
ßerhalb des häuslichen Arbeitszimmers statt, sind die 
Aufwendungen für das häusliche Arbeitszimmer nicht 
abzugsfähig. 

Bildet das häusliche Arbeitszimmer nicht den Mittel-
punkt der gesamten betrieblichen oder beruflichen Be-
tätigung, kommt nur die auf 1.250 € beschränkte 
Abzugsmöglichkeit der Aufwendungen in Frage. Vo-
raussetzung ist in diesen Fällen aber, dass kein ande-
rer Arbeitsplatz zur Erledigung der Arbeiten zur Verfü-
gung steht. 

Das Finanzgericht Baden-Württemberg hat die Auf-
wendungen des Betriebsprüfers eines Finanzamtes für 
seinen zusätzlich zum vorhandenen Arbeitsplatz ge-
nutzten Heimarbeitsplatz nicht zum Abzug zugelassen. 
Auch die Anerkennung anteiliger Aufwendungen für 
die Nutzung der Nebenräume blieb dem Betriebsprüfer 
versagt. Da die Aufwendungen für das häusliche Ar-
beitszimmer in vollem Umfang nicht abgezogen wer-
den konnten, durften auch anteilige Aufwendungen für 
die Nutzung von Nebenräumen nicht berücksichtigt 
werden. 

Der Fall wäre anders zu beurteilen, wenn der Be-
triebsprüfer nur den Heimarbeitsplatz nutzen würde. 
In diesem Fall wäre dieser Ort als Mittelpunkt der ge-
samten beruflichen Tätigkeit anzusehen. Seine ihm 
entstandenen Aufwendungen könnten in vollem Um-
fang geltend gemacht werden. 

4 BEI KORREKTUR DER BILANZ IST NUR NOCH 
DIE OBJEKTIV RICHTIGE RECHTSLAGE MASS-
GEBEND 

 BFH-Beschluss vom 31. Januar 2013, GrS 1/10, DStR 
2013, S. 633, DB 2013, S. 733 

Bisher war das Finanzamt im Rahmen der ertrags-
teuerlichen Gewinnermittlung an eine rechtliche Beur-
teilung des Unternehmers gebunden, die dieser seinen 
Bilanzansätzen zu Grunde gelegt hatte, wenn die Be-
urteilung aus Sicht eines ordentlichen und gewissen-
haften Kaufmanns im Zeitpunkt der Bilanzaufstellung 
vertretbar war. Wenn unter diesen Maßstäben subjek-
tiv kein Fehler vorlag, konnte das Finanzamt keine 
Korrektur der Bilanz vornehmen. Daher sprach man 
auch vom subjektiven Fehlerbegriff. 

 



© 2006-2013 DOMUS Gruppe 

  DOMUSplus 

  Aktuelles zum Thema Steuern 

 

  

     

 
 

AKTUELLE GESETZÄNDERUNGEN 

AKTUELLES AUS DER RECHTSPRECHUNG 

AKTUELLES AUS DER FINANZVERWALTUNG 

VERSCHIEDENES 

 
Ab sofort ist nur noch auf die objektiv richtige 
Rechtslage abzustellen. Das Finanzamt darf sogar 
bei einer zukünftigen Entscheidung von einer früher 
- im Zeitpunkt der Bilanzaufstellung - praktizierten 
Rechtsauffassung abweichen, wenn diese sich später 
geändert hat. 

5 SOCKELBETRAG BEIM VERLUSTABZUG IST 
IM RAHMEN DER MEHRJÄHRIGEN ABWICK-
LUNG EINER KAPITALGESELLSCHAFT NUR 
EINMAL ZU GEWÄHREN 

 BFH-Urteil vom 23. Januar 2013, I R 35/12, BFH/NV 
2013, S. 858, DStR 2013, S. 646 

Verlustvorträge einer Kapitalgesellschaft können bis 
zu 1.000.000 € (sog. Sockelbetrag) und darüber hin-
ausgehende Beträge zu 60 % des 1.000.000 € über-
steigenden Einkommens der Folgejahre abgezogen 
werden. 

Der Bundesfinanzhof hatte in diesem Zusammenhang 
über eine in Abwicklung befindliche Kapitalgesellschaft 
zu entscheiden, bei der sich der Besteuerungszeit-
raum über einen Abwicklungszeitraum von drei 
Jahren erstreckte. Sie hatte Verlustvorträge von 
mehreren Millionen Euro und erzielte während der 
Abwicklung jährliche Gewinne, die den Betrag von 
1.000.000 € überstiegen. Während die Kapitalgesell-
schaft meinte, der Sockelbetrag sei in jedem Abwick-
lungsjahr zu gewähren, entschied das Gericht, dass er 
nur einmal für den gesamten Besteuerungszeitraum 
anzusetzen ist. 

6 RECHNUNGSBERICHTIGUNG SETZT VOR-
HANDENSEIN EINER RECHNUNG VORAUS 

 BFH-Beschluss vom 10. Januar 2013, XI B 33/12, 
BFH/NV 2013, S. 783 

Im Rahmen einer Betriebsprüfung erkannte das Fi-
nanzamt in Abzug gebrachte Vorsteuerbeträge aus 
Mietzahlungen nicht an, weil der Unternehmer die 
Mietzahlungen in unregelmäßigen Abständen geleistet 
hatte. Auch eine nachträglich vorgelegte Aufstellung 
des Vermieters über die im Prüfungszeitraum fälligen 
Mieten erkannte das Finanzamt nicht als Beweismittel 
an. Soweit das Entgelt und die Umsatzsteuer für die 
monatlich zu zahlende Miete in einem Miet- oder 
Pachtvertrag ausgewiesen würden, komme ein Vor-
steuerabzug nur in Frage, wenn zusätzlich die Leis-
tungsabschnitte (Monat) durch monatliche Zahlungs-
aufforderungen oder Bankbelege konkretisiert würden. 

Auch der Bundesfinanzhof stellt bei seiner Beurteilung 
auf die Erfüllung formeller Voraussetzungen ab. 
Grundsätzlich kann eine Aufstellung des Vermieters 
mit gesondertem Mehrwertsteuerausweis neben dem 
eigentlichen Mietvertrag als Rechnungsberichtigung 
angesehen werden. Dies setzt aber voraus, dass be-
reits erste, wenn auch unvollständige oder unrichtige 
Rechnungen ausgestellt wurden. Daraus muss sich er-
geben, für welchen Zeitraum die Miete in Rechnung 

gestellt wurde. Erst durch das Zusammenspiel aller 
Urkunden (Mietvertrag, ursprüngliche Rechnung, Auf-
stellung) erhält die im Vertrag vereinbarte Monatsmie-
te einschließlich des gesondert ausgewiesenen Um-
satzsteuerbetrags die erforderlichen Ergänzungen. 
Ohne diese Konkretisierung stellt nur die Vorlage ei-
nes Mietvertrags keine zum Vorsteuerabzug berechti-
gende Rechnung über eine bestimmte Monatsmiete 
dar. 

Die nachträgliche Vorlage einer Aufstellung des 
Vermieters nur über die Zeiträume, für die eine 
Mietzahlung fällig wurde, genügt folglich nicht 
den vorgenannten Voraussetzungen zur Inan-
spruchnahme des Vorsteuerabzugs. Liegen aber 
zu den unregelmäßigen Zahlungen des Mieters Belege 
vor, aus denen sich der Zeitraum ergibt, für den die 
Mietzahlung geleistet wurde, sind sie als Nachweis an-
zuerkennen. Weitere Voraussetzung für die Anerken-
nung des Vorsteuerabzugs ist, dass es sich bei den 
belegten Zahlungen auch um die vertraglich verein-
barten handelt. Auf den offenen Umsatzsteuerausweis 
kommt es (zunächst) nicht an. Er kann sich im Wege 
der Berichtigung aus einer nachträglich erstellten und 
damit gegenüber dem ursprünglichen Beleg korrigier-
ten Rechnung ergeben. 

7 VORAUSSETZUNGEN FÜR ERHÖHTE AB-
SETZUNGEN BEI BAUDENKMALEN 

 BFH-Urteil vom 19. Februar 2013, IX R 32/12, DStR 
2013, S. 1021 

Um erhöhte Absetzungen bei Gebäuden in Sanie-
rungsgebieten und städtebaulichen Entwicklungsberei-
chen oder bei Baudenkmalen in Anspruch nehmen zu 
können, sind einige Voraussetzungen zu beachten. So 
ist z. B. der Abschluss eines obligatorischen Er-
werbsvertrags oder eines gleichstehenden 
Rechtsakts notwendig.  

Der Bundesfinanzhof hatte folgenden Fall zu entschei-
den: 

An ein notariell beurkundetes Vertragsangebot vom 
10. Juli 2003 hielt sich ein Bauträger für vier Monate 
gebunden. Das Angebot wurde am 11. November 
2003 angenommen. Die Finanzverwaltung erkannte 
von den Baumaßnahmen in Höhe von 90.391 € ledig-
lich 26.829 € als begünstigt an. Die in der Zeit vom 
10. Juli bis zum 10. November 2003 angefallenen 
nachträglichen Herstellungskosten von rd. 63.000 € 
wurden nicht anerkannt. 

Das Gericht bestätigte die Ansicht des Finanzamtes, 
weil die Annahme eines notariellen Kaufangebots nach 
Ablauf seiner befristeten Unwiderruflichkeit keinen 
gleichstehenden Rechtsakt im Sinne der einkommen-
steuerrechtlichen Vorschriften darstellt. Das Vertrags-
angebot vom 10. Juli 2003 stellte keinen gleichste-
henden Rechtsakt dar. Deshalb waren auch nur die 
nach der Annahme des Vertragsangebots angefallenen 
nachträglichen Herstellungsaufwendungen begünstigt. 
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8 VORÜBERGEHENDER LEERSTAND BEI 

UNTERVERMIETUNG VON RÄUMEN 

 BFH-Urteil vom 22. Januar 2013, IX R 19/11, 
DB 2013, S. 734, DStR 2013, S. 696 

Werden einzelne Räume einer selbst genutzten eige-
nen Wohnung zur Untervermietung bereitgehalten, 
können die während eines Leerstands entstehenden 
Kosten als Werbungskosten abzugsfähig sein. Ent-
scheidend ist alleine, dass eine Einkünfteerzielungs-
absicht besteht und diese auch nachgewiesen werden 
kann. 

Dabei spielt es keine Rolle, ob eine räumliche Tren-
nung zum übrigen Wohnbereich besteht. Auch eine 
fehlende Abgeschlossenheit der zur Vermietung vor-
gesehenen Räume und die theoretische Möglichkeit 
der jederzeitigen Selbstnutzung sprechen nicht gegen 
eine Einkünfteerzielungsabsicht. 

9 UMSÄTZE VON SCHWIMMBÄDERN UND 
AQUAPARKS UMSATZSTEUERFREI 

 EuGH-Urteil vom 21. Februar 2013, C 18/12, 
DB 2013, S. 500, DStR 2013, S. 407 

Nach deutschem Umsatzsteuerrecht unterliegen die 
Umsätze von Schwimmbädern dem ermäßigten Um-
satzsteuersatz. Der Gerichtshof der Europäischen Uni-
on hat aber entschieden, dass die Umsätze eines  
Aquaparks umsatzsteuerfrei sind, weil sie als Dienst-
leistung im engen Zusammenhang mit Sport und 
Körperertüchtigung stehen. 

Hinweis: Betreiber von Schwimmbädern können sich 
unmittelbar auf das Urteil berufen und die Steuerfrei-
heit ihrer Umsätze verlangen. Dann sind sie aber auch 
nicht mehr zum Vorsteuerabzug berechtigt. 

10 GEWERBLICHER GRUNDSTÜCKSHANDEL BEI 
VERÄUßERUNG WEGEN DROHENDER 
ZWANGSVERSTEIGERUNG 

 BFH-Urteil vom 27. September 2012, III R 19/11, 
DB 2013, S. 1152 

Für die Beurteilung, ob gewerblicher Grundstückshan-
del vorliegt, sind die Beweggründe für eine Veräu-
ßerung unerheblich. Dies gilt auch für wirtschaftli-
che Zwänge, wie z. B. die Ankündigung von Zwangs-
maßnahmen durch einen Grundpfandgläubiger. Der 
Unterschied zwischen gewerblicher Tätigkeit und pri-
vater Vermögensverwaltung orientiert sich an der sog. 
Drei-Objekt-Grenze. Dabei wird beim Kauf oder der 
Herstellung und dem späteren Verkauf einer Immobi-
lie grundsätzlich eine bedingte Veräußerungsabsicht 
des Eigentümers unterstellt. 

Dies lässt sich nur durch entsprechende Gestaltungen 
widerlegen, z. B. durch langfristige Finanzierung oder 
Vermietung. Gegen die Annahme einer bedingten Ve-
räußerungsabsicht spricht jedoch nicht, dass die ur-
sprüngliche Vermietungsabsicht aufgegeben und das 

Objekt wegen wichtiger oder ungewollter Gründe ver-
kauft wird. Soweit die übrigen Voraussetzungen vor-
liegen, ist somit auch bei zwangsweise veräußerten 
Objekten von gewerblichem Grundstückshandel aus-
zugehen. 

11 ÜBER DIE ANSCHAFFUNGSKOSTEN HINAUS-
GEHENDE EINLAGENRÜCKGEWÄHR EINES 
WESENTLICH BETEILIGTEN ALS VER-
ÄUSSERUNGSGEWINN 

 BFH-Urteil vom 19. Februar 2013, IX R 24/12, BFH/NV 
2013, S. 1003, DStR 2013, S. 855 

Ein wesentlich Beteiligter erzielt Einkünfte aus der Ver-
äußerung seiner Beteiligung, wenn die die Anschaf-
fungskosten übersteigenden Beträge aus dem Einlage-
konto zurückgezahlt werden. Dazu folgender Fall: 

Ein wesentlich Beteiligter fügte seiner Steuererklärung 
eine Steuerbescheinigung über die Rückzahlung aus 
dem steuerlichen Einlagekonto bei. Das Finanzamt 
veranlagte dementsprechend Einkünfte aus Kapital-
vermögen. Der Steuerbescheid wurde bestandskräftig. 

Nach einer Außenprüfung stellte das Finanzamt fest, 
dass die bereits erfasste Ausschüttung einen Veräuße-
rungsgewinn in erheblicher Höhe darstellte, weil diese 
die Anschaffungskosten der Beteiligung überstieg. Al-
lein aus der Vorlage der Steuerbescheinigung war für 
das Finanzamt nicht erkennbar, dass hier auch ein 
steuerpflichtiger Gewinn aus der Anteilsveräußerung 
vorlag. Wegen einer fehlenden Angabe in der Steuer-
erklärung war das Finanzamt berechtigt, den be-
standskräftigen Einkommensteuerbescheid wegen 
nachträglich bekannt gewordener neuer Tatsachen zu 
ändern. 

12 KEIN WERBUNGSKOSTENABZUG BEI 
FAMILIENHEIMFAHRTEN MIT DIENSTWAGEN 

 BFH-Urteil vom 28. Februar 2013, VI R 33/11, DStR 
2013, S. 1222, DB 2013, S. 1395 

Überlässt ein Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer einen 
Dienstwagen für dessen Familienheimfahrten, so kann 
dieser keinen Werbungskostenabzug für diese Fahrten 
geltend machen, weil ihm kein eigener Aufwand ent-
steht. 

13 ABSETZUNG FÜR AUßERGEWÖHNLICHE 
ABNUTZUNG 

 FG Münster, Urteil vom 24. Januar 2013, 11 K 
4248/10, (Revision eingelegt, Az. BFH: IX R 7/13), 
EFG 2013, S. 605 

Sofern außergewöhnliche Umstände zu einem Wert 
eines Wirtschaftsguts führen, der unter dem Wert 
liegt, den dieses Wirtschaftsgut bei Inanspruchnahme 
der planmäßigen Abschreibung haben würde, kann bei 
materiellen und immateriellen Wirtschaftsgütern eine 
über die planmäßigen Abschreibungen hinausgehende 
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Abschreibung für außergewöhnliche Abnutzung (AfaA) 
vorgenommen werden. 

Außergewöhnlich sind alle Umstände, die nicht 
bereits von den planmäßigen Abschreibungen 
erfasst werden. Die Umstände können zu einer au-
ßergewöhnlichen technischen Beeinträchtigung des 
Wirtschaftsguts führen (z. B. verborgene Mängel an 
dem Wirtschaftsgut selbst oder durch Einflüsse von 
Außen, z. B. Brand, Beschädigung durch Dritte, Was-
serschaden). Daneben gibt es die außergewöhnliche 
wirtschaftliche Beeinträchtigung, wenn zwar die mate-
rielle Substanz des Wirtschaftsguts erhalten bleibt, je-
doch seine wirtschaftliche Nutzungsmöglichkeit beein-
trächtigt wird. 

Das Finanzgericht Münster hat entschieden, dass nicht 
jeder wesentliche Mietpreisverfall nach Auszug eines 
Mieters eine AfaA begründet. Erforderlich sei ein von 
außen kommendes Ereignis auf das Wirtschaftsgut, 
das zu einer Nutzungseinschränkung führe. Baumän-
gel, Standortmängel, Marktentwicklung und dadurch 
bedingte erhebliche Ertragseinbußen begründen folg-
lich keine Absetzung für außergewöhnliche wirtschaft-
liche Abnutzung. 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

14 HÖHE DES BETRIEBSAUSGABENABZUGS FÜR 
FAHRTEN EINES SELBSTSTÄNDIGEN  

 FG Münster, Urteil vom 19. Dezember 2012, 11 K 
1785/11, (Revision eingelegt, Az. BFH: VIII R 12/13), 
EFG 2013, S. 419 

Das Finanzgericht Münster hatte die Frage zu ent-
scheiden, ob Fahrten zwischen Wohnung und Be-
triebsstätte, denen am selben Tag ein Mandanten- 
oder Kundenbesuch vor- oder nachgeschaltet wurde 
(sog. Dreiecksfahrten), mit den tatsächlichen Kos-
ten laut Fahrtenbuch oder nur begrenzt mit der hälfti-
gen Entfernungspauschale zu berücksichtigen sind. 

Das Finanzgericht kommt zu folgendem Ergebnis: 

 Fahrten vom Büro oder von der Wohnung zu einem 
Mandanten oder Kunden und wieder zurück zum 
Büro oder zur Wohnung sind mit den tatsächlichen 
Kosten laut Fahrtenbuch zu berücksichtigen. 

 Fahrten, die im Vorlauf oder im Anschluss an einen 
Mandanten- oder Kundenbesuch zwischen Woh-
nung und Betriebsstätte durchgeführt werden, 
können nur mit der Entfernungspauschale Berück-
sichtigung finden. Das Finanzamt hatte für die je-
weils unmittelbare Fahrt zwischen Wohnung und 
Betrieb nur die hälftige Entfernungspauschale 
(0,15 € pro Entfernungskilometer) berücksichtigt. 
Das Finanzgericht gewährte dem Unternehmer die 
ganze Entfernungspauschale (0,30 € pro Entfer-
nungskilometer). 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

15 HÄUSLICHES ARBEITSZIMMER IM ZWEI-
FAMILIENHAUS 

 BFH-Urteil vom 15. Januar 2013, VIII R 7/10, DB 
2013, S. 791, DStR 2013, S. 746 BFH/NV 2013, 
S. 818 

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass Aufwen-
dungen für die berufliche Nutzung der zweiten 
Wohnung, die sich im Obergeschoss eines aus-
schließlich privat genutzten Zweifamilienhauses befin-
det, unter die Abzugsbeschränkung für ein häusliches 
Arbeitszimmer fallen und somit lediglich mit 1.250 € 
steuerlich zu berücksichtigen sind. 

Ein selbstständiger Erfinder benötigte für die Erstel-
lung von Patenten zahlreiche Unterlagen und umfang-
reiche Fachliteratur, sodass er ein ausschließlich be-
ruflich genutztes Büro unterhielt. Dieses befand sich 
im Obergeschoss des von ihm und seiner Familie be-
wohnten Zweifamilienhauses. Eine direkte Verbindung 
zwischen dem Büro im Obergeschoss und dem Wohn-
bereich im Erdgeschoss bestand nicht. Das Oberge-
schoss war nur über einen separaten Treppenaufgang 
erreichbar, der über eine eigene Eingangstür verfügte. 

Das Arbeitszimmer gehörte noch zum häuslichen Be-
reich. Der für die Annahme der Häuslichkeit erforderli-
che Zusammenhang der beruflich und privat genutz-
ten Räume entfällt erst, wenn das Arbeitszimmer über 
eine der Allgemeinheit zugängliche und auch von an-
deren Personen genutzte Verkehrsfläche zu erreichen 
ist. Im vorliegenden Fall wurde jedoch das gesamte 
Grundstück und Gebäude ausschließlich von der Fami-
lie genutzt, sodass die baubedingte räumliche Tren-
nung zwischen den beruflich und den privat genutzten 
Räumen nicht so stark ausgeprägt war, dass der Zu-
sammenhang zur häuslichen Sphäre hinreichend ge-
löst war. 

16 VORSTEUERABZUG BEI GUTGLÄUBIGKEIT 
DES LEISTUNGSEMPFÄNGERS ZU GEWÄHREN 

 EuGH-Urteil vom 31. Januar 2013, Rs. C 642/11, DB 
2013, S. 439, UR 2013, S. 275, LEXinform 5212266 

Der Auftraggeber ist nicht generell verpflichtet zu prü-
fen, ob der Auftragnehmer und Rechnungsaussteller 
Unternehmer ist, über die fraglichen Gegenstände ver-
fügte und diese liefern konnte und seinen Verpflichtun-
gen hinsichtlich der Erklärung und der Abführung der 
Umsatzsteuer nachgekommen ist. Hat der Leistungs-
empfänger keine Anhaltspunkte dafür, dass der Leis-
tende eine Steuerhinterziehung begeht bzw. in eine 
solche einbezogen ist, kann ihm der Vorsteuerabzug 
nicht verwehrt werden. Dies hat der Gerichtshof der 
Europäischen Union (EuGH) entschieden und damit 
die Rechte gutgläubiger Leistungsempfänger gestärkt. 

Der EuGH hat gleichzeitig jedoch betont, dass der 
Vorsteuerabzug bei Bösgläubigkeit nicht allein 
deshalb verlangt werden kann, weil die Finanzverwal-
tung anlässlich einer Prüfung beim Rechnungsausstel-
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ler die von diesem erklärten Umsätze nicht berichtigt 
hat, obwohl die Umsätze tatsächlich nicht stattgefun-
den haben.  

Solange der Rechnungsaussteller die fehlerhafte 
Rechnung nicht berichtigt oder die Gefährdung des 
Steueraufkommens rechtzeitig und vollständig besei-
tigt hat, schuldet er die zu Unrecht in Rechnung ge-
stellte Umsatzsteuer. Der Rechnungsempfänger kann 
die Umsatzsteuer dennoch nicht als Vorsteuer abzie-
hen, weil nur zutreffend in Rechnung gestellte Um-
satzsteuer als Vorsteuer abgezogen werden kann. 

17 DOPPELTE HAUSHALTSFÜHRUNG BEI GE-
MEINSAMEM HAUSHALT VON ELTERN UND 
ERWACHSENEN KINDERN 

 § 9 Abs. 1 Nr. 5 Satz 3 EStG i. d. F. des Gesetzes zur 
Änderung und Vereinfachung der Unternehmensbe-
steuerung und des steuerlichen Reisekostenrechts 

 BFH-Urteil vom 16. Januar 2013, VI R 46/12, BFH/NV 
2013, S. 1015, DStR 2013, S. 852, DB 2013, S. 911 

Wohnen erwachsene, berufstätige Kinder zusammen 
mit ihren Eltern oder einem Elternteil in einem ge-
meinsamen Haushalt, können unter bestimmten 
Voraussetzungen Aufwendungen für eine dop-
pelte Haushaltsführung geltend gemacht werden.  

Dies ist z. B. dann der Fall, wenn die Zweitwohnung 
am Beschäftigungsort nur als reine Schlafstätte dient. 
Für die Annahme eines Haupthaushalts eines allein 
stehenden Arbeitnehmers kommt es entscheidend da-
rauf an, dass er sich in diesem Haushalt nur unterbro-
chen durch die arbeits- und urlaubsbedingte Abwe-
senheit aufhält. Bei älteren, wirtschaftlich selbststän-
digen und berufstätigen Kindern, die mit ihren Eltern 
in einem gemeinsamen Haushalt leben, wird unter-
stellt, dass sie die Führung des Haushalts maßgeblich 
mitbestimmen. Folglich kann ihnen dieser Hausstand 
als eigener zugerechnet werden. 

Ab dem Jahr 2014 ist in solchen Fällen der Nachweis 
einer finanziellen Beteiligung am gemeinschaftlichen 
Haushalt zwingende Voraussetzung. 

AKTUELLES AUS DER FINANZVERWALTUNG 

18 SCHULDZINSEN ALS NACHTRÄGLICHE 
WERBUNGSKOSTEN BEI EINKÜNFTEN AUS 
VERMIETUNG UND VERPACHTUNG 

 BMF-Schreiben vom 28. März 2013, IV C 1 – S 
2211/11/10001, DStR 2013, S. 705 

Der Bundesfinanzhof hat im Jahr 2012 entschieden, 
dass Schuldzinsen für Darlehen, die ursprünglich zur 
Finanzierung von Anschaffungs- oder Herstellungskos-
ten einer zur Vermietung bestimmten Immobilie auf-
genommen wurden, auch nach einer steuerbaren Ver-
äußerung der Immobilie als nachträgliche Schuld-
zinsen abgezogen werden können.  

Voraussetzung ist, dass der Veräußerungserlös 
nicht ausreicht, um die Darlehensverbindlichkei-
ten zu tilgen. 

Das Bundesministerium der Finanzen weist darauf hin, 
dass diese Entscheidung nicht anzuwenden ist, wenn 

 die Schuldzinsen auf Verbindlichkeiten entfallen, 
die durch den Veräußerungserlös der Immobilie 
hätten getilgt werden können, 

 der Verkauf der Immobilie außerhalb der zehnjäh-
rigen Veräußerungsfrist erfolgt, 

 die Veräußerung auf einem vor den 1. Januar 1999 
rechtswirksam abgeschlossenen obligatorischen Ver-
trag oder gleichstehenden Rechtsakt (Altfälle) beruht. 

19  RÜCKSTELLUNG WEGEN ZUKÜNFTIGER 
BETRIEBSPRÜFUNGEN BEI GROßBETRIEBEN 

 BMF-Schreiben vom 7. März 2013, IV C 6 - S 
2137/12/10001, (koordinierter Ländererlass), DStR 
2013, S. 592, DB 2013, S. 608 

Der Bundesfinanzhof hatte entschieden, dass in der 
Bilanz einer als Großbetrieb eingestuften Kapitalge-
sellschaft Rückstellungen für zukünftige Außen-
prüfungen grundsätzlich zu bilden sind. Die Fi-
nanzverwaltung will die Grundsätze dieses Urteils all-
gemein anwenden. 

Die Verpflichtung zur Rückstellungsbildung gilt aller-
dings nur für Großbetriebe, für die jeweils Anschluss-
prüfungen nach der Betriebsprüfungsordnung vorge-
sehen sind. Für die Bildung der Rückstellung dürfen 
nur Aufwendungen herangezogen werden, die im di-
rekten Zusammenhang mit der zu erwartenden Be-
triebsprüfung stehen. Dazu gehören z. B. die Rechts- 
und Steuerberatungskosten. 

20 ABGRENZUNG VON LIEFERUNGEN UND 
SONSTIGEN LEISTUNGEN BEI DER ABGABE 
VON SPEISEN UND GETRÄNKEN 

 BMF-Schreiben vom 20. März 2013, IV D 2 S 
7100/07/10050 06, BStBl 2013 I, S. 444, DStR 2013, 
S. 654, DB 2013 

Das Bundesministerium der Finanzen hat seine Erläu-
terungen im Umsatzsteuer-Anwendungserlass 
an mehrere Urteile des Bundesfinanzhofs angepasst. 
Die Erläuterungen sind umfangreicher und enthalten 
mehr Beispiele.  

Ergänzt wurde die Aufzählung der notwendigerweise 
zum Verkauf der Speisen gehörenden Elemente um die 

 Darbietung von Waren in Regalen, 

 Zubereitung der Speisen und  

 den Transport der Speisen und Getränke zum Ort 
des Verzehrs einschließlich der damit in Zusam-
menhang stehenden Leistungen. 
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Neu ist die Aufzählung der Elemente, die nicht not-
wendig mit der Vermarktung von Speisen verbunden 
und daher im Rahmen der Gesamtbetrachtung zu be-
rücksichtigen sind: 

 Bereitstellung einer die Bewirtung fördernden Inf-
rastruktur 

 Servieren der Speisen und Getränke 

 Gestellung von Bedienungs-, Koch- oder Reini-
gungspersonal 

 Durchführung von Service-, Bedien- oder Spülleis-
tungen im Rahmen einer die Bewirtung fördernden 
Infrastruktur oder in den Räumlichkeiten des Kun-
den 

 Nutzungsüberlassung von Geschirr oder Besteck 

 Überlassung von Mobiliar (z. B. Tischen und Stüh-
len) zur Nutzung außerhalb der Geschäftsräume 
des Unternehmers 

 Reinigung oder Entsorgung von Gegenständen, 
wenn die Überlassung dieser Gegenstände ein be-
rücksichtigungsfähiges Dienstleistungselement dar-
stellt 

 individuelle Beratung bei der Auswahl der Speisen 
und Getränke 

 Beratung der Kunden hinsichtlich der Zusammen-
stellung und Menge von Mahlzeiten für einen be-
stimmten Anlass 

Die Bereitstellung einer die Bewirtung fördernden In-
frastruktur wird gesondert erläutert. 

21 HILFEN FÜR HOCHWASSERGESCHÄDIGTE 

 Pressemitteilung vom 11. Juni 2013, LEXinform 
2094071 

 BMF-Schreiben vom 21. Juni 2013, IV C 4 – S 
2223/07/0015:008 

Die vom Hochwasser im Juni 2013 betroffenen Bundes-
länder haben zusammen mit dem Bundesministerium 
der Finanzen Maßnahmen beschlossen, die steuerliche 
Erleichterungen für die Geschädigten bringen sollen. 
Unter http://www.bundesfinanzministerium.de/Con-
tent/DE/Pressemitteilungen/Finanzpolitik/2013/06/20
13-06-19-PM44.html können die einzelnen länderspe-
zifischen Informationen abgerufen werden. 

Die Kreditanstalt für Wiederaufbau hat ein 10-Punkte-
Programm gestartet. Unter https://www.kfw.de/kfw. 
de.html sind die einzelnen Punkte aufgeführt. Das für 
ein Jahr laufende Programm hilft betroffenen Unter-
nehmen, privaten Hausbesitzern und Kommunen mit 
erheblich verbilligten Darlehen. Zur Behandlung von 
Spenden und weiteren steuerlichen Erleichterungen 
kann die Homepage http://www.bundesfinanzminis-
terium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Ste
uerarten/Einkommensteuer/2013-06-21-flutopferhilfe-

steuerliche.pdf?__blob=publicationFile&v=1 aufgeru-
fen werden. 

Hinweis: Hochwassergeschädigte sollten auf jeden Fall 
mit dem Steuerberater sprechen, weil die vielen Punk-
te im Einzelfall abgestimmt werden müssen. 

22 VORSICHT BEIM VERKAUF VON DER UMSATZ-
STEUER UNTERLIEGENDEN GRUNDSTÜCKEN 

 OFD Frankfurt am Main, Vfg. vom 11. März 2013, 
S 7198 A – 25 – St 111, DB 2013, S. 967, LEXinform 
5234424 

Bei einem notariellen Grundstückskaufvertrag wird oft 
von einer nicht steuerbaren Geschäftsveräußerung im 
Ganzen ausgegangen. Um eine spätere Vorsteuerbe-
richtigung des Veräußerers zu vermeiden, werden in 
die Verträge Klauseln aufgenommen, die im Fall der 
Ablehnung der Geschäftsveräußerung im Ganzen 
durch die Finanzverwaltung eine Option zur Umsatz-
steuerpflicht vorsieht. 

Dabei ist Vorsicht geboten, weil nur bei einer unbe-
dingten Steuerklausel im Vertrag von einer wirk-
samen Option zur Umsatzsteuerpflicht ausgegangen 
werden kann. Dies gilt dann, wenn die Vertragspart-
ner vereinbaren, dass die Grundstückslieferung als 
Geschäftsveräußerung im Ganzen behandelt werden 
soll und im Vertrag die unbedingte Option zur Um-
satzsteuerpflicht erklärt wird. 
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